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Geſetz⸗Sammlung 
5 ; für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 24. —— 


(No. 1565.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 18ten Oktober 1834., betreffend die Anwend⸗ 
barkeit der Vorſchriften vom Sten Auguſt 1832. und 26ſten Dezember 
1833. in der Provinz Sachſen. . = 


Ng Ihrem gemeinſchaftlichen Antrage beſtimme Ich, daß die Vorſchriften 
vom Sten Auguſt 1832. und 26ſten Dezember 1833. in Bezug auf die Geld⸗ 
Entſchaͤdigungen fuͤr den zur Anlage von Chauſſeen und Kanaͤlen und bei oͤffent⸗ 
lichen Flußbauten abgetretenen Grund und Boden, auch in der Provinz Sachſen 
verbindliche Kraft haben ſollen. Sie haben dieſe Beſtimmung durch die Geſetz— 
Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 18ten Oktober 1834. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminifter Maaſſen, Frh. v. Brenn und Muͤhler 
und den Praͤſidenten Rother. 


Jabrgang 1884. (No. 1568 — 1507.) 8 H h (No. 1566.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 27ſten Dezember 1834.) 


(No. 1566.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 31ſten Oktober 1834, durch welche des Koͤnigs 
Majeſtaͤt der Stadt Schwerin im Großherzogthume Poſen, die Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 17ten Maͤrz 1831. zu verleihen geruht haben. 


Anf Ihren Bericht vom 7ten d. M. will Ich der Stadt Schwerin im Groß⸗ 


herzogthume Poſen, dem Wunſche der Stadtgemeinde gemaͤß, die Staͤdteord⸗ 


nung vom 17ten Maͤrz 1831., mit Ausſchluß des dort nicht anwendbaren zehn⸗ 
ten Titels derſelben, verleihen. Ich uͤberlaſſe Ihnen, den Ober-Praͤſidenten 
Flottwell mit deren Einfuͤhrung zu beauftragen. 

Berlin, den 31ſten Oktober 1834. 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter v. Roch ow. 


(No. 1567.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder dom Eten November 1834., uͤber die Vidimation der 
e 20... lfm , e, mie Urkunden und die Abzweigung der Schulddokumente. 


. Sf ee Auf Ihren gemeinſchaftlichen Antrag beſtimme Ich, zur Beſeitigung der De 
FREE 5 A denken über die Anwendung der Vorſchriften des $. 28. Tit. 3. Theil II. und 
ad „ F. 81. Tit. 7. Theil. III. der Allgemeinen Gerichtsordnung, daß beglaubte 
. ee , , ene Ubſchriften gerichtlich aufgenommener oder konfirmirter Inſtrumente, wenn fie 
. He, ue. le, uch nicht von demſelben Gericht, von welchem das Original aufgenommen oder 


Sg un er eſtaͤtigt worden, ſondern von einem anderen inlaͤndiſchen Richter oder von einem 


he ge , unlaͤndiſchen Motarius ausgefertigt find, die Stelle des Originals mit voller Wir⸗ 
a, e e eee, kung zu vertreten geeignet ſeyn ſollen. Bei Abzweigungen von Schulddokumen⸗ 
ten haben die Gerichte und die Notarien die Vorſchriften der Hypotheken⸗ 


eee e, ordnung J. 207. 208. Tit. 2. ſorgfaͤltig zu beobachten und bei eigener Ver⸗ 
que. Ar 65 107.208. Lg, 9 8 ARTE : f 
. tretung die uͤber die Ceſſionsverhandlung aufgenommene Regiſtratur auf das in 
e, es, Le. 35. len, ein den Haͤnden des Cedenten zuruͤckbleibende Original dergeſtalt zu ſetzen, daß ſie 


. eee, von demſelben nicht getrennt werden koͤnne. Dieſen Befehl haben Sie durch 
gol, ados, I, in; Leue. 2 8 


„die Geſetz⸗Sammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringen. 
ee, ee, Berlin, den Gten November 1834. 


„ Aue, ui, een, ae e. i 
mae, . Legen, b. af 222 fg. Ku; 5 8 : 
e He Ben Friedrich Wilhelm. 
. | 
eee dg 5 ns e, 7 241 © 
An Die Staatsminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 
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(No. 1568.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 6ten November 1834., betreffend das Ver⸗ 


fahren bei Auf- und Annahme letztwilliger Verordnungen, im Großherzog⸗ 
thume Poſen. : ; 


Si Erleichterung der Auf- und Annahme letztwilliger Verordnungen im Groß⸗ 
herzogthume Poſen, ſetze Ich nach Ihren Antraͤgen fuͤr diejenigen Staͤdte des 
Großherzogthums, welchen die Staͤdteordnung vom 17ten März 1831. bis jetzt 
noch nicht verliehen iſt, das Verfahren bei Ausführung der Vorſchriften $. 99. 
Tit. XII. Thl. I. des Landrechts und Meiner Order vom 21ſten Januar 1833. 
dahin feſt: daß die Deputationen zur Auf- und Annahme des letzten Willens, 
aus dem Buͤrgermeiſter oder deſſen Stellvertreter und aus zwei Rathmaͤnnern 
zu bilden ſind, wobei in Stelle des eines Rathmannes außer den in Meiner 
Order vom 21ſten Januar 1833. und in $. 94. Tit. XII. Thl. J. des Allge⸗ 
meinen Landrechts bezeichneten Perſon auch ein Mitglied des Stadtraths oder 
ein zur interimiſtiſchen Verwaltung einer vakanten katholiſchen Pfarrſtelle von 
der geiſtlichen Behoͤrde abgeordneter Kommendarius, zugezogen werden kann. 
Saͤmmtliche Mitglieder einer ſolchen Deputation muͤſſen des Leſens und Schrei⸗ 
bens der Deutſchen Sprache kundig ſeyn, iſt der Teſtator nur der Polni⸗ 
ſchen Sprache maͤchtig, und muß daher nach $. 152. der Verordnung vom 
ten Februar 1817. das Protokoll in Polniſcher Sprache aufgenommen und 
demſelben in Gemaͤßheit der Verordnung vom 16ten Juni d. J. Art. IX. eine Deut⸗ 
ſche Ueberſetzung beigefuͤgt werden; ſo kommt es bei der Anwendung der Vorſchrif⸗ 
ten des Allgemeinen Landrechts Thl. I. Tit. XII. §. 125. bis 132. darauf an, 
ob alle, oder doch wenigſtens zwei Mitglieder der Deputation der Polniſchen 
Sprache kundig ſind, in welchem Falle die Deputation ſelbſt das Protokoll in 
Polniſcher und Deutſcher Sprache aufzunehmen hat. Iſt dagegen nur Ein 
Mitglied der Polniſchen Sprache kundig, ſo bedarf es der Zuziehung Eines 
vereideten Dollmetſchers und, wenn kein Mitglied Polniſch verſteht, muͤſſen 
zwei vereidete Dollmetſcher zugezogen werden. Sie haben hiernach weiter zu 
verfügen und dieſe Anordnung durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 a 

Berlin, den 6ten November 1834. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(No. 1568 — 1570.) (No. 1569.) 


RE a RE $ ER r ö 
| — 12 — 
8 o. 1569.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29ſten November 1834., durch welche des 


Koͤnigs Majeſtaͤt der Stadt Krotoſchin, im Großherzogthume Poſen, die 
Städteorönung vom 17ten März 1831. zu verleihen geruht haben. 


\ [> < 
Ich will auf Ihren Bericht vom 17ten d. M. der Stadt Krotoſchin im 
Großherzogthume Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die Staͤdteordnung 
vom l7ten März 1831., mit Ausſchluß des in dortiger Provinz nicht anwend⸗ 
baren zehnten Titels derſelben, verleihen, und überlaffe Ihnen, dieſe Verleihung 
durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen, auch den Ober-Praͤſidenten der 
Provinz mit Einfuͤhrung des Geſetzes zu beauftragen. . 
Berlin, den 29ſten November 1834. 


Friedrich Wilhelm. 


(No. 1570.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 9ten Dezember 1834., wegen des Gerichts⸗ 
ſtandes der auf unbeſtimmte Zeit beurlaubten Unteroffiziere und Soldaten 
des ſtehenden Heeres, in Kriminal- und Injurienſachen. 


An den Staatsminiſter v. Roch ow. 


Ju Beſeitigung von Zweifeln uͤber den Gerichtsſtand der beurlaubten Sol⸗ 

daten, beſtimme Ich mit Bezug auf Meine Order vom 23ſten November 1833., 

daß alle vom ſtehenden Heere auf unbeſtimmte Zeit beurlaubten Unteroffiziere und 

Soldaten, waͤhrend ihrer Beurlaubung, gleich der nicht im Dienſte befindlichen 

Landwehr in Kriminal- und Injurienſachen der Civilgerichtsbarkeit unterworfen 

ſeyn ſollen. Hierbei ſoll es keinen Unterſchied machen, ob die auf unbeſtimmte 

Zeit Beurlaubten noch zur Dispofition ihrer Truppentheile verbleiben, auch fol 

bei Unterofftzieren und Soldaten, welche von den Garniſons- und Invaliden⸗ 

Kompagnieen auf unbeſtimmte Zeit Urlaub erhalten, dieſe, die Verordnung vom 

21ften Februar 1811. berichtigende Vorſchriſt gleichfalls zur Anwendung kom⸗ 

men. Wegen Feſtſetzung der Strafen und Mittheilung der Erkenntniſſe an die 

betreffenden Militairbehoͤrden haben die Civilgerichte ſich nach Meinen Verord⸗ 

nungen vom 22ſten Februar 1823. und vom 30ſten Juli 1832. zu richten, auch 

nach der analogen Beſtimmung im $. 14. des Militair⸗Penſionsreglements vom 

13ten Juni 1825. wider die von den Invaliden⸗Kompagnieen Beurlaubten den 

m anne lc, Verluſt des Gnadengebalts auszuſprechen, wenn dieſelben eines Verbrechens 
„ überführt ſind, welches während ihres Militairdienſtes die Ausſtoßung aus dem 
a: m 0006 7807 77.72. Soldatenſtande zur Folge gehabt haben wuͤrde. Dieſe Verordnung iſt durch die 
WHJVSGleſetz⸗Sammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringen und nach deren Inhalt 
zu verfahren. 3 


Berlin, den Ien Dezember 1834. : 
Friedrich Wilhelm. 


An das Militair⸗Juſtizdepartement. 


